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ANZEIGE

Geflüchtete verlassen ICC-Höhle
In den nächsten zwei Wochen sollen alle Bewohner der Notunterkunft umziehen
Die Notunterkunft am Messedamm
ICC wurde vor mehr als zwei Jah-
ren provisorisch für Geflüchtete
eingerichtet. Für die verbliebenen
Bewohner soll in neuen Unterkünf-
ten jetzt alles besser werden.

Von Katharina Schwirkus

Die Bewohner des ehemaligen Inter-
nationalen Congress Center (ICC) ge-
hen ihre gewohnten Gänge. Eine jun-
ge Frauwillmit ihremVater zumArzt,
ein Familienvater gehtmit seiner Frau
spazieren. In den nächsten zwei Wo-
chen sollen sie in andere Unterkünfte
gebracht werden, an welchem Da-
tum sie umziehen werden, wissen sie
jedoch nicht. »In den nächsten Tagen
werden wir einen Brief bekommen,
dann wissen wir mehr«, erzählt ein
Mann, der mit seiner Frau und Kin-
dern in der Unterkunft lebt. Seinen
Namen möchte er lieber nicht in der
Zeitung lesen.
»Der Umzug ist immer schwierig,

auch wenn sich viele Menschen auf
die neuen Unterkünfte freuen wer-
den«, sagt Monika Hebbinghaus,
Sprecherin des Landesamtes für
Flüchtlingsangelegenheiten (LAF),
das die Umzüge betreut. Das LAF ar-
beitet dabei in enger Absprache mit
dem Malteser Hilfsdienst zusammen,

der die Notunterkunft für Geflüchte-
te betreibt.
Mehr als 200Menschen leben noch

in der Notunterkunft. An diesem Frei-
tag sollen erst einmal elf Menschen
aus sogenannten sicheren Herkunfts-
ländern umziehen. Dabei handele es
sich um einen Probelauf – um zu se-
hen, wie die folgenden Umzüge ab-
laufen können – erklärt Jenny Ru-
mohr, die Leiterin der Einrichtung.
»Das LAF ist heute auch vor Ort, um
zu sehen, dass die Abläufe reibungs-
los laufen«, sagt Rumohr.
Am Vormittag besuchte Leon Frie-

del, Integrationsbeauftragter von
Charlottenburg-Wilmersdorf, das
Flüchtlingsheim, um sich seinerseits
über die Verträglichkeit der Umzüge
zu informieren. »Wir vom Bezirk sind
natürlich auch interessiert daran,
dass gerade Familien mit schul-
pflichtigen Kindern in die Nähe ver-
legt werden«, so Friedel. Für dieses
Ziel hatte sich im Vorfeld der Um-
züge auch die Initiative Willkommen
im Westend engagiert. »Es gab im
Voraus viele Versprechen, dass diese
Umzüge besser organisiert werden
sollen als frühere. Ob diese Verspre-
chen gehalten werden, wissen wir
aber nicht«, sagt Amei von Hülsen-
Poensgen, die Mitglied der Hilfsini-
tiative ist.

Während die Umzüge erst Anfang
September abgeschlossen sein sollen,
nahm die CDU den beginnenden Aus-
zug zum Anlass, neue Pläne für das
ICC zu fordern. Stefan Evers, Gene-
ralsekretär und stadtentwicklungs-

politischer Sprecher der Fraktion,
sagte: »Meistern muss der Senat jetzt
endlich die Frage, wie es mit dem ICC
weitergehen soll.«
Für Sozialsenatorin Elke Breiten-

bach (LINKE) standen dagegen die
Menschen im Vordergrund. Sie sagte
zu der Schließung der Asylunter-
kunft: »Die Bewohnerinnen und Be-
wohner werden sich sicherlich in ih-
rem neuen Wohnumfeld schnell ein-
leben, denn alle werden nun in deut-
lich besseren Unterkünften unterge-
bracht.« Auch die Präsidentin des

LAF, Claudia Langeheine, blickte der
Auflösung der Unterkunft positiv ent-
gegen: »Das ICC war damals gut ge-
nug für den Moment der Not, als die
Geflüchteten dringend ein Obdach
brauchten. Es ist Zeit, dass sie von
dort jetzt in deutlich bessere Gemein-
schaftsunterkünfte ziehen, in denen
sie selbst kochen können und mehr
Privatsphäre haben.« Ob der letzte
Punkt für alle Betroffenen eingehal-
ten werden kann, wird sich zeigen.
Denn einige Bewohner werden in die
Erstaufnahmeeinrichtung Eschenal-
lee umziehen, wo noch immer etwa
100 von 400 Bewohnern das Kochen
verboten wird.
Während die Geflüchteten im

Messedamm auf ihre Briefe warten,
herrscht auch beim Sicherheitsper-
sonal der Firma Gegenbauer Anspan-
nung. »Ich weiß noch nicht, ob ich
nach den Umzügen wieder engagiert
werde«, sagt ein Mitarbeiter des Si-
cherheitsunternehmens, der in den
letzten Monaten vor der Unterkunft
tätig war und ebenfalls nicht nament-
lich erwähnt werden will. »Morgen
habe ich noch ein Bewerbungsge-
spräch, hoffentlich werde ich dann in
einer anderen Unterkunft etwas fin-
den, auch wenn ich mich an die Men-
schen und den Ort hier sehr gewöhnt
habe«.

»Der Umzug ist immer
schwierig, auch wenn
sich viele Menschen auf
die neuen Unterkünfte
freuen werden.«
Monika Hebbinghaus,
Landesamt für
Flüchtlingsangelegenheiten

MEINE SICHT

Gut gebrüllt,
Löwe

Mit Seyran Ateş, der feministi-
schen Rechtsanwältin und musli-
mischen Kopftuchgegnerin, hat
der Bildungssenat einen Coup
gelandet: Es ist ihm mit dieser
Personalie schwerer vorzuwerfen,
dass es ihm beim Kopftuchverbot
von Lehrerinnen a) darum geht,
Frauen und b) eine Religion zu
diskriminieren.
Es bleibt aber genau das –

auch, wenn man sich die bisheri-
ge Rechtssprechung sowie das
politische Urteil der Koalitions-
partner anschaut, die zumindest
die Novellierung des Berliner
Neutralitätsgesetz anmahnen.
Dagegen hat sich die Bildungsse-
natorin nun entschieden. Mit Ateş
als Vertreterin des Landes Berlin
vor dem Arbeitsgericht am Mitt-
woch und Donnerstag, das eine
Klage einer versetzten Lehrerin
verhandelt, wird nun personell
und verbal schweres Geschütz
aufgefahren: Man wolle sich not-
falls bis zum Verfassungsgericht
durchklagen, damit das geltende
Recht bestehen bleibt.
Gut gebrüllt, Löwe, allerdings

wäre der Senat dort eh gelandet,
sobald er Revision in einem der
beiden Fälle eingelegt hätte, in
denen er bereits zu Schadenser-
satz verurteilt worden war, weil
er Kopftuchträgerinnen gar nicht
erst eingestellt hatte. Dagegen
hatte er sich nicht gewehrt, je-
doch nicht aus Einsicht, sondern
aus Trickreichtum: Er stellt seit-
dem ein, aber antreten dürfen die
Frauen ihren Dienst an Grund-
schulen trotzdem nicht.
Damit hat sich bestätigt, dass

die SPD-geführte Bildungsver-
waltung festhalten will an einem
Gesetz, dessen Inkompatibilität
mit der Verfassung auch der wis-
senschaftliche Dienst des Parla-
ments bezweifelte.
Das Gericht hatte argumen-

tiert, dass der Senat nicht bewei-
sen konnte, dass der Schulfrieden
konkret gefährdet ist. Eine pau-
schale Gefahr sei unzureichend.
Hier müsse nicht nach Schulart,
sondern nach Bevölkerungszu-
sammensetzung argumentiert
werden. Vieles ließ die Begrün-
dung offen. Die Generaldebatte
mit Koalitionspartnern und Par-
lament blieb aus. Nur die Haltung
der SPD blieb gleich.

Ellen Wesemüller
zum Kampf
Bildungssenat
gegen Kopftuch
Foto: nd/Ulli Winkler

Im Innern des ICC mussten die Geflüchteten ohne Tageslicht leben. Foto: dpa/Bernd von Jutrczenka

Bildung auf
letztem Platz
Im Ländervergleich des Instituts
der deutschen Wirtschaft Köln
(IW) belegt Berlin erneut den
letzten Platz. Das ergab die Aus-
wertung der Indikatoren aus den
Jahren 2015 und 2016, die das IW
am Donnerstag veröffentlichte.
Besonders negativ fiel die hohe

Quote der Schulabbrecher auf: 9,6
Prozent, bei ausländischen Schü-
lern sogar 21,3 Prozent (bundes-
weit 5,6 Prozent). Zudem erfüll-
ten viele Schüler in den Ver-
gleichsarbeiten nicht die Mindest-
standards. Die Ausbildung bra-
chen knapp 40 Prozent ab (bun-
desweit 27,5 Prozent). Die Pro-
motionsquote ist in Berlin aller-
dings bundesweit die beste.
»Die Ergebnisse sind im Be-

reich der schulischen Leistungen
besorgniserregend«, sagte Cars-
ten Bönstrup von den Unterneh-
merverbänden Berlin-Branden-
burg. »Das Ergebnis der Studie ist
nach wie vor beschämend«, sagte
Paul Fresdorf (FDP). ewe

Auflagen für
linken Protest
gegen Nazis
Nach Auflagen der Versamm-
lungsbehörde dürfen Antifaschis-
ten an diesem Samstag um 11 Uhr
nicht vom Bahnhof Spandau zu ei-
ner Kundgebung in der Nähe des
ehemaligen Kriegsverbrecherge-
fängnisses ziehen. In Spandau
wollen an diesem Samstag hun-
derte Neonazis aus ganz Europa
anlässlich des 30. Todestages des
Hitler-Sellvertreters Rudolf Heß
aufmarschieren.
Zahlreiche Organisationen,

Parteien wie SPD, LINKE und Grü-
ne sowie Initiativen haben Pro-
teste gegen den rechtsextremen
Aufmarsch angekündigt. Die Ver-
einigung der Verfolgten des Na-
ziregimes – Bund der Antifaschis-
tinnen und Antifaschisten (VVN-
BdA) erklärte am Freitag, dass ei-
ne Kundgebung in der Wilhelm-
straße 23 von der Behörde eben-
falls in eine Seitenstraße »beauf-
lagt«, worden sei. Zuvor habe man
dem Anmelder diesen Ort noch
zugesichert. Aufgrund der späten
Zustellung der Auflagenbescheide
will die VVN-BdA nicht klagen. Die
Organisation erklärte am Freitag
aber erneut ihr Unverständnis da-
rüber, dass »ein ganzer Kiez den
Neonazis« als »Aufmarschgebiet«
zur Verfügung gestellt werde.
Bereits am Donnerstagabend

traf sich etwa ein Dutzend Rechts-
extremisten in Mitte zu einer
Kundgebung zum Todestag von
Rudolf Heß, der sich am 17. Au-
gust 1987 im Spandauer Gefäng-
nis das Leben genommen hatte.
mkr

LAGeSo-Chef ist rehabilitiert
Staatsanwaltschaft sieht Vorwürfe gegen Behördenchef Franz Allert nicht bestätigt

Die Ermittlungen gegen neun Mit-
arbeiter des Landesamts für Ge-
sundheit und Soziales haben kei-
ne ausreichenden Hinweise erge-
ben, die eine Klage rechtfertigen.
Die Betroffenen sind erleichtert.

Von Johanna Treblin

Die Ermittlungen gegendenChef des
Landesamts für Gesundheit und So-
ziales (LAGeSo) Franz Allert sind
eingestellt worden. Das bestätigte
dem »nd« am Freitag eine Spreche-
rin der Staatsanwaltschaft. Die
Strafverfolgungsbehörde hatte we-
gen möglicher Haushaltsuntreue er-
mittelt. Geprüft wurde, ob dem Land
Berlin bei der Vergabe von Flücht-
lingsunterkünften in den Jahren
2013 bis 2015 finanzieller Schaden
entstanden war (»nd« berichtete).
Nun haben die Ermittlungen »kei-
nen genügenden Anlass« zur Erhe-
bung einer Klage ergeben, so die
Sprecherin.

Auch die Ermittlungen gegen acht
weitere teils frühere Mitarbeiter des
LAGeSo wurden eingestellt. Dem
»neuen deutschland« liegt ein ent-
sprechendes Schreiben der Staats-
anwaltschaft an einen der Betroffe-
nen vom 14. August vor, der nicht
namentlich genannt werden möch-
te. Das Schreiben war am Donners-
tag bei ihm eingegangen. »Mit gro-

ßer Erleichterung habe ich jetzt
schriftlich bescheinigt bekommen,
dass ich nicht strafrechtlich belangt
werde«, sagte er dem »neuen
deutschland«. »Jetzt fragen wir uns
alle: Wie konnte es dazu kommen?«
Vorausgegangen war den Ermitt-

lungen ein Wirtschaftsprüferbericht
vom Frühjahr 2015, der Anzeichen
dafür sah, dass »Grundsätze von
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit«
verletzt worden seien. Daraufhin bat
seinerzeit die Senatsverwaltung für
Gesundheit und Soziales unter Ma-
rio Czaja (CDU) um Aufnahme von
Ermittlungen durch die Staatsan-
waltschaft. Im September 2016
wurden die Wohnungen mehrerer
Mitarbeiter durchsucht.
Weitere Ermittlungen gegen LA-

GeSo-Mitarbeiter wegen möglicher-
weise zu hoch abgerechneten Ho-
noraren von Dolmetschern und feh-
lerhafter Hostelrechnungen, die in
diesem Jahr aufgenommen wurden,
laufen weiter.

Franz Allert Foto: dpa/Clemens Bilan

Ver.di: BVG
spähte aus
Die Gewerkschaft ver.di hat den
Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)
vorgeworfen, über das Computer-
system Protokolle der Arbeitneh-
mervertretung ausgespäht zu ha-
ben. Konkret gehe es dabei umden
Bereich U-Bahn, teilte ver.di am
Freitag mit. Die BVG weist die An-
schuldigungen zurück. »Es hat im
Frühjahr im IT-Bereich beim Ein-
richten eines Computers einen
Fehler gegeben«, sagte BVG-Spre-
cherin Petra Reetz. Dabei habe ein
Mitarbeiter der Leitungsebene ei-
nen Zugriff bekommen, den er
nicht hätte haben dürfen. Der Zu-
gang habe vom 22. März bis zum
4. April bestanden. Nachdem sich
der Mitarbeiter selbst darüber ge-
wundert habe, sei der Zugriff so-
fort blockiert worden. dpa/nd


